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Bescheinigung gemäß § 181 12 AktG

In der nachstehenden Satzung der Firma

Vivoryon Therapeutics AG

mit dem Sitz in Halle (Saale)

-AGStendalHRB213719-

stimmen überein:

1. die geänderten Bestimmungen mit dem Beschluss des Aufsichtsrats vom

24. 10.2019;

2. die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister

eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung (vom 29.05.2019 des

Notars Ludwig Schlereth in Halle (Saale)).

München, den 24. 10.2019

/€S^
h 5l

' FN ^

Dr. Robert

Notar
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Satzung
der

Vi'voryon TTierapeutics AG

l,

Allgemeine Bestimmungen

§1
Firma und Sftz

(1) DIS Firma der Gesellschaft lautet

Vi'voryon Therapeutics AG

(2) Dfs Gsselfschaft hat ihren S!tz In Hallo (Saale).

p -

§2
Gegen3tand des Untsrnshmens

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Forschung und Enhvlcklung, die präklinlschs und
klinische Testurig sowie dis Zulassung und Vsrmarkfüng von Araneimitteln.

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Handlungen und Maßnahmen^ berechtigt, die unmittelbar oder
mittelbar der Erreichung dss Gessllschaftszwecio förderBch erscheinen. Dis Gasellschaft kann
andere' Untsrnehman gleicher oder vsnvgndler Art gründen, en.'/erben adsr sich an dlessn
betelllgsn, . deren GeschäftsfOhwng Obemehmen und diess ganz oder ^IIweiss untar
elnhelUIcher Laltung zusammenfassen. Des Weiteren Kann Ihr Betrieb ganz oder teilweise auf
verbundene Un(smehmen, an denen die Gesellsciiaft direkt odsr indirekt betBillgt Ist,
Dbertragsn werden, Es können Zweigniederlassungen im In- und Ausland errichtet v/erden. D|a
Gesellschaft kann sich auf die Ver//altung der verbundenen Unternehmen beschränken.

§3
Dauer dar Gesellschaft, Gsschärtsjahr

(1) Die Gesellschaft Ist auf unbestimmte Zeit e.Tlchtet.

f21 Das Geschäftsjahr Ist das Kalenderjahr.

§4
Bskanntmschungen

Die Bekanntmachungen dar Gsssllschaft erfolgen !m Bundesanzalger für die Bundesfepublik
Deutschland,
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Grundkapital und AWien

§6
Höha und Einteilung des Gruncfkap'rtBls

(1) Das Grundkapital beträgt Euro 19. 975.482.
(2) Das Grundkapital ist eingeteilt in 19. 975.482 auf den Inhaber lautende

nennwertlose Stammaktien.

(3) Die Form der Aktienurkunden, der Anteil- und Emeuerungsschelne bastimmt der Vorstand mit
Zustimmung des Aufslchtsrats, Snzelne Aküen können in Alrtienurkunden zusammengefasst
werden, die eine Mehrzahl von Al<;tien verbrlefen (Globalal<b'en, GlobalurKunden). Der Anspruch
des Aldlonärs aufVerbrtefung seines Anteils ist ausgeschlossen.

(4) Das Grundkapital der Gesellschaft Ist um nominal bis zu Euro 11,300,00 durch Ausgabe von bis
zu Stück 11.300, auf den Inhaber lautenden nennwerilosen StammaKtlen bedingt erhöht
(Bedingtes Kapital 2006/1), Dis bedingte Kapltalerhöhung dient der Einlösung von
Aktienoptonen gemäß § 192 Abs. 2 Nr, 3 AktG, die Im Rahmen des Stock Opüon Programms
2007 (In der Fassung der Beschlüsse cfer Hauptversammlung wm 2'<. Februar 2008)
ausgegeben wurden. Ole bedingte Kapltaterhöhung wird nur insoweit durchgefOhrt, als die
Berechtigten der Aktienopüonen von Ihrem Bezugsrecht Gebraucli machen. Die aus dsh
ausgeübten Aldienopttonsn hervorgehenden neuen Aktien nehmen von Beginn des
Geschäftsjahres an, In dem sie durch Ausübung des Bezussreohts entstehen, am Gewinn teil.

(5) Das Grundkapital der GesellschaR Ist um nominal bis zu £uro 16.960,00 durch Ausgabe von bis
zu StflcK 16.950, auf den Inhaber lautenden nennwertlosen Stammaktien bedingt erhöht
(Bedingtes Kapital 2008/11), Die bedingte Kapitalerhahung dient der Einlösung von
Aktienoptionen gemäß § 192 Abs. 2 Nr. 3 AktG die 1m Rahmen des Stock Option Programms
2007 (in der Fassung der Beschlüsse der Hauptversammlung vom 21. Februar 2008)
ausgegeben wurden. Die bedingte Kapltalerhöhung wird nur Insoweit durchgeföhrt, als die
Berechtigten der Aktienopfionen von ihrem Sezugsrecht Gebrauch machen, Die aus den
ausgeQblen Aktlenopüonen hervorgehenden neuen Aktien nehmen von Beginn des
Geschäftsjahres an, In dem sie durch AusDbung des Bezugsrechts entstehen, am Gewinn teil,

^6) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um nominal bis zu Euro 64-627 00 durch Ausgabe von
bis'zu"Stuck'64^27-aufden Inhaber lautenden Stammaktien bedingt erhöht (Bedingtes

Kapit&l 2S?e bedingte Kapltalertifthung dient der Einlösung von Aktlenoptlonen gemäß § 192
Abs, 2 Nr. 3 AktG, dis Im Rahmen des Stock Option Prosramms 2010 (!n der Fassung der
Beschlüsse der Hauptversammlung vom 18. Mal 2010, der Hauptversammlung vom 20,
September 2011, der Hauptvereammlung vom 30. Dezember 2011 sowlg der
Hauptversammlung vom 31, Oktober 2012) ausgegeben wurden. Die bedingts Kapltaierhöhung
wird nur insoweit durchgefQhrt, als dis Serechtlgten der Aktlenoptlonen von Ihrem Bezugsrscht
Gebrauch machen. Die aus den ausgeübten Aktenoptlonen hervorgshenden neuen Alrtisn
nehmen von Bsginn des Gesohäftsjaiires an, In dem sie durch Ausübung des Bezugsrechts
entstehen, am Gewinn tel).
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(7)

(8)

(9)

(10)

Dss Grundkapital der Gesallschaft ist um nominal bis zu EUR 509.650,00 durch Ausgabe von
bis zu Stück 509. 650 auf den Inhaber lautenden nennwertlosen Stammaktisn bedingt erhöht

(Bedingtes Kapital 2014/1). Die bedingte ' Kapltaterhohung dient der Einlösung von
Aktfenoptbnen gemäß § 192 Abs. 2 Nr. 3 AktG, die Im Rahmen des Stock Opüon Prosremms
2014 (in der Fassung der Beschlösse der Hauptversammlungen vom 29. September 20-14, vom
10, Juni 2015 und vom 19. Mal 2016) oder eines anderen AAtlenoptionsprogramms
ausgegeben wurden oder v/erden, Die bedingte Kapitaierhöhung wird nur Insoweit
durchgsfahrt, als die Berechtigten der Aktienoptlonen von Ihrem Bezugsrecht Gebrauch
machen. Die aus den'ausgeübten Akttenopüonen hervorgehenden neuen Akllen nehmEn von
Beginn des Geschsftsjahres an, in dem sie durch AusDbung des Bezugsrechls entstehen, am
Gewinn teil.

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 3. 400. 000,00 durch Ausgabe von^bis_zu
3. 400.000 neuen, auf den Inhaber lautende Slückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2018). Die
bedingte Kapitslerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von Options-
oder "Wandlungsrechlen oder die zur Wandlung oder Optionsausübung Verpnichteten aus
ausgegebenen Options- oder Wandelanleihen, die aufgrund der von der Hauptversammlung vom 21^
Juni" 2018 beschlossenen Ermächtigung bis zum 20. Juni 2023 von der Gesellschaft oder einem
Konzernuntemehmen der Gesellschaft im Sinne von § 18 AktG ausgegeben oder garantiert werden,
von ihren Options- oder Wandlungsrechfen Gebrauch machen oder, soweit sie zur Wandlung
verpflichlet sind, ihre Verpflichtung zur Wandlung erfüllen, oder soweit die Gesellschaft^ein Wahlrecht
ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu
gewähren soweit nicht jeweils ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien odsr Aktien einer anderen
borsennolierten Gesellschaft zur Bedienung eingesetzl werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt
zu "dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächligungsbeschlusses jeweils zu
bestimmenden Wandiungs- oder Optionspreis. Die aufgrund der Ausübung des Wandlungs- oder
Optionsrechts oder der Erfüllung der Wandlungspflicht ausgegebenen neue" Aktien nehmen vom
Beginn des Geschäftsjahres anjn dem sie entstehen, am Gewinn teil; soweit neue Aktien jedoch
aufgrund einer Wandlungs- oder AusDbungserklärung ausgegeben werden, die noch v01' der
Jah'reshauptversammlung'der Geselischaft, die über die Verv/endung des Bilanzgewinns ̂ des
vorangegangenen Geschäftsjahres beschließt, erklärt wurde, so gilt die DividendenberechUgung dieser
ne'uen Aktien auch für das ihrer Ausgabe vorangegangene Geschäftsjahr. Soweit rechtlich zulässig,
kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend
von § 60 Abs. 2 AktG festiegen. Der Vorstand Ist ermächtigt mit Zuslimmung des Aufeichtsrats die
weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichterates^as^ndkapjtal^der
^'sevllus'c;>Znöder'Ze;t"bis'zuim28:Mai 2024 einmalig^ oder ^hrmalig^egen^Barein^
^nseodsecr^cKeanela^n[ u^ ̂ IZSÜEUV;o°^6^OTdu^
^n601?0.6>8i8'nceuednü^de"n'1nhabeMa"ute~nde"nennwertlos^Stamma^ienj^^^^^^^
^e^^s'^taF^I)'lDas"Bezug^!st^au^sc^ss^^^^^t
eT^htigtm̂ it Z^mmung de^Aufs^chtsrates dte weitem Bnz^em^
Sö^S!l?tiremID^h'fu'S ̂  deTBedTngungen'für'die Ausgabe der Aktien aus dem
Genehmigten Kapital 2019 festzulegen.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang
d'er Kapitelerhö'hung aus'bedingtem und genehmigtem Kapital zu ändern.
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111.
Vorstand

§6
Zusammsnsstzung

Der Vorstand besteht aus efner oder mahreren Personen. Die Anzahl der Mitglieder des Vorstands
bestimmf dar Aufsichtsrai. Der Aufsfohtsrat kann einen Vorsteencfen sovfl'e" einen odsr mehrere
stellvertretende Vorsitzende des Vorstands ernennen.

§7
Geschäftsführung und Vertretung

(1) Dis Mitglieder des Vorstands haben die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der
Gesetze, der Satzung und der Geschäftsordnung des Vorstands zu führen. Der Vorstand gibt
sich selbst einstimmig eins Geschäfisordnung und regsit die Geschäflsvertellung, wenn nfoht
der Aufsichterat eine Geschäftsordnung für den Vorstand srlSssfc

(2) Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so vertritt dieses die Gesellschaft allein. Sind mahrsrg
Vorstandsmitglieder bestellt, so wird die Gesellscliaft durch zwei Vorstandsmitglieder oder
durch ein Vorstandsmitglied Fn Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Der Aufslchtsrat
Irann einzelnen Vorstandsmitgliedern dis Befugnis zur AJIelnvertretung einräumen und wieder
entziehen.

(3) Der Aufsfchtsrat kann ein oder mehrere Vorstandsmitglieder von den Beschränkungen des
§ 13-1 BGB für den Fall der Mehrfachvertrelung befreien und zwar ohne Rücksicht darauf, ob
die Gesellschaft eingliedrig oder inehrgliedrlg Ist und auch für den Fall, dass sla ^ einer
mehrgliedrigen oderelngnedrigen Gesellschaft wird.

IV.
Der Aufsichtsrat

§8
Zusaminanseteung, Amtsdauer

(1) Der Aufsichtsral besteht aus vier Mitgliedern, dia von den Aktionären nach dem Akliengesetz gewählt
werden.

(2) Die Bestellung der Aufslchtsratsmitglieder erfolgt höchstens für dis Zeit bis zur Beendigung dsr
Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das vierte Geschäftsjahr nach
dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, In dem die Amtszeit beginnt, wird nicht
mlt9erechnet Die Bestellung eines Nachfolgers für ein vor Ablauf der Amtszeit
ausgeschledsnss AufsfohtsratsmiCglled erfoigt für den Rest cfer Amtszsit dss vcizeiiig
ausgeschiedenen Milglteds.

(113/13(83 Sntv. T.3 (Sl. lnii: 13. 0SJB17}



(3} Jedes Mitglied des Aufsichtsrats und jedes Ersat2mitglied kann sein Amt durch eine an den
Vorslteenden des Aufslchtsrats oder dsn Vorstand zu richtende schriKliche Erklärung untsr

Einhaltung einer Frist von einem Monat niederlegen, Aus wichägBm Grund kann die
Nlederlegung mit sofortiger Wirkung eriblgen.

(4) Schafdet ein von der Hauptversammlung gewähltes Mllglfed des Aufslchtsrats vor Ablauf seiner
Amtsdauer aus dem Aufslchtsrat aus, so soll für dieses In der nächsten Hauptversammlung
eine Neuwahl vorgenommen werden.

(5) Dte Hauptversammlung kann für die von ihr zu wählenden Aufsichtsratsmltglieder
Ersatsmltglieder bestellen, die nach alner bei der Wahl festzulegenden RelhenfolgB Mitglieder
des Aufslchtsrate werden, wenn Aufslchteratsmltglieder vor Ablauf Ihrer Amtszeit ausscheiden.
Das Amt eines In den Aufslchfsrat nachgerückten Ersatzmitglleds erlischt mit der Beendigung
der Hauph/ersammlung, in der eine Wahl nach vorstehendem Absatz (4) stattfindet.

§9
Vorsltzendsr und Stsllvertreter

(1} Im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Aufsichtsratsmltglleder bestellt v/orden sind,
findet ohne besondere Bnladung eine Sitzung des Aufaichtsrata statt, In der ein Vorsitzender
und sin Stellvertreter für die Dauer Ihrer Amtszeit gewählt werden.

(2) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt aus,
so hat der Aufslchtsrat unverzDgflch eine Neuwahl ffir die resülche Amtszslt des
Ausgesohiedenen vorzunehmen,

(1)

§10
Beschlüsse des Aufslchtsrats

Die Sitzungen des Aufslchfsrats werden vom Vorsitzenden, Im Fall seiner Verhinderung von
einem Stellvertreter, unter Einhaltung einer Frist von mindesEens zwsi Wochen elnbemfen.
Diese Frist Kann in dringenden Fällen abgekürzt werden. Dis Einberufung kann schriftlich.
fernmündlich, per Telefax oder mit Hilfe sonstiger gebräuchlicher Kommunikaüonsmlttel (z, B.
E-Mall) erfolgen, soweit diese geeignet sind, den Nachweis des Zugangs zu erbringen. Im
Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen sowie die Regelungen der Geschäftsordnung
für den Aufsichisrat

Schriftlichs, fBmmündliche, per Telefax oder mit Hilfs sonstiger seöräuchllchsr
Kommunikaflonsmlttel (z, B. E-Mall oder Videolmnferenz) durchgeführte Sitzungen und
Beschlussfassungen oder die Teilnahme einzelner Mitglieder des Aufsichtsrats an Sitzungen
und BeEchluss^assungen unter Ausnutzung gebräuchlicher Kommunikationsmlitsl sind zulässig.
es sei denn derAufslchtsrafsvorsitzende ordnet Im Elnzelfall ehvas anderes an.

(3) Der Aufslchtsrat Ist beschlussfählg, wenn zwei Drittel der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu
bestehen hat, mindestens Jedoch drei Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen und sich
unter Ihnen der Vorsitzende oder sein Stellvertreter befindet

(4) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen dsr Mehrheit der abgegebenen Stimmen, Bei
Stlmmengletehheit gibt die Stimme des Vgrsitzenden, bei dessen Verhinderung des
Stellvertreters, den Ausschlag. Die Art der Abstimmung bestimmt der Vorsitzende,

(2)
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(5) Ober die Sitzungen des Aufslchtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Vorsitzenden,
Im Fall seiner Verhinderung von seinem Stellvertreter, zu Linterzeichnen Ist Dies gilt
entsprechend für schriftlich, fernmündlich, per Telefax oder mit HliFe sonstiger gebräuchllchsr
KommunikaConsmittel (z. B. per E-MaII oder Videokonferenz) gefasste Beschlüsse.

§11
Ausschüsse

(l) Der Aufsichtsrat kann sus seiner Mitte einen oder mehrers Ausschüsse bestellen. Den
Ausschüssen können, soweit gesetzlich zulässig, Entscheidungsbefugnisse des Aufslchterals
Überträgen werden,

(2) Jeder Ausschuss kann aus selnsr Mitte einen Vorsitzenden wählen, wenn nicht der Aufstchtsrat
einen Vorsfcenden bestimmt

(3) Für das Verfahren der AusschQssg gelten dis Regelungen des § 10 entsprechend.

§12
Geschäftsordnung, Willenserklärung, Fassungsänderungen

(1) Der Aufsfchtsrat setzt Im Rahmen von Gesetz und Satzung seine Geschäftsordnung selbst fssl

(2) Der Vorsitzende - odsr tm Falle seiner Vsrhlnderung der stellvertretende Vorsitzende - Ist
ermächtigt, im Namsn des Aufstohtsrafs die zur Durchführung der BeschlQsse des Aufsfchtsrats
und seiner Ausschüsse erfordefflchen Willenserklärungen abzugeben, Nur der Vorsitzende -
oder Im Falle seiner Verhindeaing der ste'lvsrtrstsnde Vorsltzsnds - ist befugt, Erklärungen ßr
den Aufsichtsrat entgegenzunehmen.

(3) Der Aufsichtsrafc Ist ermächtigt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur die Fassung
betreffsn.

§13
Vertraulichkeit

(1) Die Mitglieder des Aufslchtsrats haben Ober vertrauliche Angaben und Geheimnisse der
Gesellschaft, namentlich Betriebs- und Geschäftsgehelmnlsss, die ihnen durch Ihre Tätigksit
bekannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren. Diese VerpHichtung gilt auch nach dem
Ausscheiden aus dam Amt,

(2) Beabsichtigt ein Mitglied des Aufslchlsrats, Dritten Informationen Über Inhalt oder Vsrlauf einer
Aufslchtsratssltzung oder einer sonsü'gen Beschlussfassung das Aufsichtsrats zu geben, die
nicht unter vorstehenden Absatz (1) fallen, 50 setzt es sich zuvor mit dem Vorsitzenden des
Aufslchisrats Ins Benehmen,
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S14
GeBChäftsordnung Vorstand, ZustimmunBSVorbehalt

Der Aufsictitsrat hat das Recht, eine Geschäftsordnung für den Vorstand zu erlassen, in der
insbesondere die Geschäfte festgelegt werdsn, zu deren Vornähme die Zustimmung des AUfeichtsrafs
erforderlich ist

§15
Vergütung des Aufslchtsrats

(1) Jedes Aufelchtsratsmltglled erhäit neben dem Ersatz seiner Auslagsn eine angemessens
Jährliche Vergütung, die von der Hauptversammlung festgesetzt wird und - soweit nichts
anderes bestimmt wird - mit Ablauf des betreffendsn GeschäHsjahres fällig ist

(2) Aufsichtsratsmltglleder, die nur während eines Teils des Beschäftsjahres dem Autelchtsrat
angehört haben, erhalten eine Im Verhältnis der Zeit geringers VsrgQtung.

(3) Die C3esel!schaft vergütet jedem Aufslchtsratsmltglled Ole auf seine VergQtung entfallenda
Umsatzstsusr,

(4) Die Mitglieder des Aufsiohtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser In
angemessener Höh& unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtveraicnening für
Orgenmltgliedar (D&O-Versicherung) einbezogen, soweit eine solche bestehL Dia Prämien
hierfür trägt dia Gesellschaft

Soweit Mitglieder des AuFslchtsrats gemäß den Vorgaben des Deutschen Corporats
Governance Kodex (Ziff. 5.4.5 Abs. 2) die für Ihre Aufgaben erforderlichen Aus- und
Fonblldunssmaßnahmen wahrnehmen, erstattet Ihnen dis GBseIlschaft die dadurch anfallenden
ICosten.

v.

Die Hauptversammlung

§-16
Ort und Einberufung

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, am Sitz siner deutschen
WertpaplerbörsB oder In Amsterdam, Niederlande, statt

(2) Dis Hauptversammlung Ist mindestens 30 Tage vor_delTI Ta9 de^HaLIPtvel'sa"*mlun9
elnzuberufen. Dis Einbswfungsfrtet verlängert sloh um die Tage dar Anmeldefrist (§ 17 Abs. 1),

OMMOTS Battung [Uliri: 13. CB.2017)



§17
TeilnahmebedTngungen

(1) Aktionäre, die sn der Hauph/ersammlung teilnehmen oder ihr Sümmrecht ausQben woilen,
müssen sich zur Hauptversammlung anmelden und ihre Berechtigung nachweisen. Die
Anmeldung und auch der Nacht.veis dar Berechtigung müssen der Gesellschaft unter der in dar
Einberufung hiörfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung
(Anmeldefrist) zugehen. Der Vorstand ist ermächtigt, bzw. Im Fall der Einberufung durch den
Aufsichtsrat der Aufsichtsral, in der Hauptversammlung sins auf bis zu drei Tags vor der
Hauptversammlung verkürzte Anmelde- und Nachweisftist zu bestimmen,

(2) Ftir die Bereohilgung nach Abs, (1) reicht ein In Textform erstellter besonderer Nachweis des
Antellsbssitzes durch das depotfßhrende Institut aus. Der Nachweis muss sich auf den Im
AkHengesetz hierfür vargesehanen Zsltpunkt beziehen.

Die Gssellschaft Ist berechtigt, bei Zweifeln an der Rfchtigkeft der Echtheit des
Berechtigungsnachwelsss einen geeigneten wsitaren Nachweis zu verlangen. Bestehen auch
an diesem Zweifel, kann die Gesellschaft die Berechtigung des Alctlonärs zur Teilnahme an der
Hauptversammlung oder zur Ausübung des Stlmmrechts zurockwelsen, Die Anmeldung und der
Berechtigungsnachweis müssen in deutscher oder englischer Spraohs erfolgen.

§18
Stlmmrecht, Bevollmächügung

(1) Jede StQekaktle gewährt eine Sümms,

• (2) Das Stimmrecht kann durch einen BevollmächÜgten ausgeübt werden. Die Erteilung der
Vollmacht, Ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gsgenüber der Gesellschaft
bedürfen der Textform. Dia Elnzelheitsn für die Erteilung der Vollmacht, ihren Widerruf und

ihren Nachweis gegenüber der Gesellschaft wsrden mit der Einbenjfung der
Hauptversammlung bekannt gemacht, In der auch eine Erleichterung bestimmt werden kann.
§135 AktO bleibt unberührt, Volliriachten können der Gessilschaft auch auf einem vom
Vorstand näher zu bsstimmenden efektronischen Weg Dbermlttelt werden,

(3) Der Vorstand ist ermächtlflt vorzusahen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne
Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtlicha oder

einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise Im Wege elekb-onischer Kommunikation ausüben
können (Onllne-TeIlnahms). Der Vorstand kann Umfang und Verfahren der Onllne-Teilnahme
Im Einzelnen regeln,

(4) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Akllonära auch ohne Teilnahme an der
Haupb/ersammlung ihre Sttmms schriftlich oder Im Wege elektronischer Kommunikation
abgeben dürfen (Brieftvahl), Er kann das Verfahren der Brlefwahl Im Einzelnen regeln.

§19
Vorsib In der Hauptversammlung

(1) Zum Vorsitz In der Hauptversammlung ist dar Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein von Ihm
bestimmtss anderes Aufstchtsratsmltglied berufen. Ist der Vorsitzende verhindert und hat er
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auch l<eln andsres Aufsichtsratsmltglled bestimmi, so wird dar Vorsitzende von der
Hauptversammlung gewählL

(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung und bestimmt die Reihenfolga der
Verhandlungsgegenstände sowie die Form der Abstimmung.

(3) Der Vorsitzende Ist ermächtigt, die vollständige oder tetlwelsa Bild- und Tonübertragung der
Hauptversammlung in einer von ihm näher zu besUmmenden Weise zuzulassen. Die
Übsrtragung kann auch In einer Form erfolgen, zu der dis Öffentlichkeit uneingeschränkt
Zugang hat.

(4) Der Vorsitzende bestimmt dis Reihenfolge der Redner und der Behandlung der
Tagesordnungspunkte und kann, soweit gesetzlich zulässig, über dis Zusammenfassung von
sachlich zysammengehörlflen Beschlussgegenständen zu elnenn Abstimmungepunkt
entscheiden und angemessene Beschränkungen der Redezeit, der Fragezelt und der
zusammengenommenen Rede- und Fragezelt für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, für
einzelne Gegenstands dar Tagesordnung und für einzelne Redner zu Bsginn oder während des
Verlaufs der Hauptversammlung fesüsgen sowie, soweit dies für eine ordnungsgemäße
Durchführung der Hauplvereammlung erforderlich Ist, den Schluss der Debatte anordnen,

§20
Beschtussfassung der Hauptversammlung

Für die Beschlüsse der Hauptversammlung genügen, soweit nicht das Gesetz zwingend etwas
anderes vorschrefbt, als Stimmenmehrheit die einfädle Mehrheit der abgegabenen Stimmen und als
Kapltalmehrhelt dte einfache Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapilals, § 103
Abs. 1 Satz 2 AktG bleibt unberührt.

VI.
Jahresabschluss

§21
Jahresabschtuss und Gewinnverwendung

(1) Der Voretand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresabschluss für da$
vergangena Geschäflsjahr sowie den Lagebericht aufzustelten und dem Abschlussprofer
vorzulegen.

(2) Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichts der Abschlussprüfer hat der Vorstand den
Jahrssabschluss, den Lagebericht, den Prüfungsbericht und den Vorschiag, den er der
Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanzgewinns unterbreitan will, dem Aufslchtsrat
vorzulegen.

(3) Vorstand und AufsJchtsrat sind ermächtigt, bef der Feststellung des Jahresabschlusses den
Jahresüberschuss, dsr nach Abzug der In die geastzlichen Rücklagen einzustellenden Seträge
und eines etwaigen Veriustvortrages verbleibt, zum Teil oder ganz In eine andere
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GswlnnrOcklage einzustellen, sofern die anderen GewfnnrOcklagen nach der Einstellung die
Hälfte des Grundkapitals nicht übörstelgen würden.

(4) Be! efner Kapltalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien abweichend von § 60
Abs. 2 Satz 3 AktG festgelegt werden.

(5) Nach Ablauf eines Geschäftsjahres kann der Vorstand mit ZusUmmung des Aufelchlsrafe [m
Rahmen des § 59 AktQ eine Absohlagsdlvldende an die Aktionäre ausschütten.

VII.

Schlussbsstlmmungen

§22
GründungsauFwand

Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung verbundenen Kosten und Gebühren des Notars und des
Registergerichts, eInschHeßlioh der Veröffenilichungskosten, bis zu einem Betrag in Höhe von Euro
50.000,00.
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